( Was wäre, wenn …?

     Ein Blick auf die Zeit nach dem 18. September

( Selbstverständlich ist eine solche Frage immer etwas unseriös, weil in ihr eine gewisse Aufforderung zur Spekulation enthalten ist, und Spekulation ist eben etwas Unseriöses. Dennoch wird ein Vierteljahr vor den Berliner Wahlen das Interesse an Umfragen und Prognosen immer größer und damit die Lust, über mögliche künftige Regierungskonstellationen etwas tiefer nachzudenken. Für Rot-Rot – um das festzustellen, bedarf es keiner speziellen politikwissenschaftlichen Qualifikation – wird es sehr schwer, ihre insgesamt erfolgreiche Koalition fortzusetzen. Vor allem DIE LINKE muss sich gehörig anstrengen, um die Erfolge von Rot-Rot und dabei den unverwechselbaren Eigenanteil zu verdeutlichen. 
( Dabei sind es oft, jedoch bei weitem nicht nur „die anderen“, die der LINKEN die Erfolge abspenstig machen – die SPD, die vieles für sich reklamiert, wozu sie in der Koalition regelrecht getrieben wurde, die konservative Opposition, die massiv kritisiert, wenn rot-rote Vorhaben, die sie intensiv bekämpft hat, im ersten Anlauf noch nicht richtig funktionieren, die Grünen, die sich schlicht zum Urheber aller Dinge machen, für die Rot-Rot überall beneidet wird. Und es sind eben auch nicht nur die Medien (einschließlich „der Linken unter den Großen“), die die grün-rote Koalitionsvereinbarung in Baden-Württemberg als eine Revolution und politische Wende feiern und dabei bewusst oder unbewusst verschweigen, dass sich Grün-Rot im Schwabenland viele Dinge vorgenommen hat, die allesamt bei Rot-Rot in Berlin längst Realität sind.
( Nein, DIE LINKE in Berlin muss sich auch intensiv gegen jene Kräfte in den eigenen Reihen wehren, die diese Erfolge als „kleinen parlamentarischen Schnickschnack“ abtun, die ideologische Dogmen zu Leitsätzen für „echte linke Politik“ machen und dabei weder die Bedürfnisse der Bevölkerung noch das reale gestaltungspolitische Kräfteverhältnis in Rechnung stellen, die im grundsätzlichen Verweigern und Nein-Sagen den einzigen Sinn linker parlamentarischer Arbeit sehen und die das Parlament lediglich als Tribüne betrachten, um den staatstragenden Parteien „ihre imperiale Maske vom Gesicht zu zerren“. 

( Dabei hat DIE LINKE in Berlin dafür gesorgt, dass in Berlin seit 2005 weit über 100.000 neue sozialversicherte und fair entlohnte Arbeitsplätze entstanden sind, dass Berlin das höchste Wachstum hat und ein Zentrum der modernen Zukunftstechnologien geworden ist, dass öffentliche Aufträge nur an Firmen vergeben werden, die Mindestlohn zahlen und frauenpolitische Gleichstellungsgrundsätze einhalten, dass ein öffentlich geförderter Beschäftigungssektor entstanden ist, dass die diskrimierenden „Tarifabschlüsse“ für Leiharbeiter vor Gericht gekippt wurden, dass die Berliner Bankenkrise bewältigt und das deutsche Sparkassenwesen gerettet werden konnte, dass die öffentliche Daseinsvorsorge in öffentlicher Hand blieb (soweit sie nicht von der Großen Koalition schon verscherbelt worden ist), dass alle Verträge über (von anderen Regierungskonstellationen eventuell geplanten)  weitere Verkäufe öffentlichen Eigentums vor Vertragsabschluss offengelegt werden müssen, dass Berlin über ein umfassendes Partizipations- und Integrationsangebot für Migranten verfügt, dass mit der rot-roten Schulstrukturreform das strukturelle Bildungsprivileg gebrochen wurde, dass sich bereits 17 Gemeinschaftsschulen auf den Weg gemacht haben, dass die gesamte Kindergartenzeit – bei einer Erhöhung des Betreuungsanspruchs von fünf auf sieben Stunden – entgeltfrei ist, dass es in Berlin keine Studiengebühren gibt, dass ein Berlin-Pass eingeführt wurde, der es 750.000 Menschen in sozial problematischen Lebenslagen ermöglicht, am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben, dass Berlin Spitzenreiter bei direkter Demokratie und verbindlichem Bürgereinfluss auf politische Entscheidungen ist usw. 

( Diese Aufzählung kann fortgeführt werden – ohne Zweifel hat Rot-Rot das Leben in dieser Stadt markant verbessert. Und es gab keinen Schritt auf diesem Wege, der nicht gegen erbitterten Widerstand – zunächst sogar oftmals in der Koalition, aber regelmäßig gegen die parlamentarische Opposition – erkämpft werden musste. Hätten die heutigen Oppositionsparteien CDU, Grüne und FDP seit 2006 das Sagen gehabt, sehr viel von dem, was heute unser Leben positiv prägt, wäre gar nicht existent. Dafür nur einige wenige Beispiele: 
( Wäre es nach CDU, Grünen und FDP gegangen, hätte Berlin nach seiner Niederlage vor dem Bundesverfassungsgericht im Verfahren um Bundesergänzungshilfen sofort das noch verbliebene öffentliche Eigentum – also die Wohnungsgesellschaften, die Unternehmen der Daseinsvorsorge, kulturelle Institutionen usw. – privatisiert, denn genau das forderten unmittelbar nach Karlsruhe CDU, Grüne und FDP. Dabei taten sich die Grünen besonders hervor.. Damals waren die oppositionellen  Fraktionsvorsitzenden – darunter Volker Ratzmann von den Grünen – vom seinerzeitigen Ministerpräsidenten Baden-Württembergs Günther Oettinger (CDU) zum Essen geladen. Anschließend vertraten sie vehement dessen Forderung,  dass Berlin sich von seinem „unnötigen“ Eigentum trennen und von bestimmten sozialpolitischen Markenzeichen lösen müsse – dann würde es ausreichende finanzielle Unterstützung durch die Geberländer erhalten… .
( Im selben Zusammenhang hätte Berlin auch – wäre es nach CDU, Grünen und FDP gegangen – auf viele sozialpolitische Leistungen verzichtet, vor allem bei Hartz-IV-Empfangenden, beim öffentlich geförderten Beschäftigungssektor, beim Ausbau des durchgängig entgeltfreien Kindergartenbesuchs bzw. des Betreuungsanspruches. Die Grünen forderten und fordern sogar, den öffentlich geförderten Beschäftigungssektor abzuschaffen sowie  die Kita-Gebühren wieder einzuführen, weil man ja gerne zahlen würde, wenn seine Kinder gut betreut werden würden… 
( In der Auseinandersetzung um die Schließung des Flughafens Tempelhof sowie um die Zukunft des Geländes setzten sich CDU und FDP intensiv dafür ein, die Gebäude und das Gelände an einen amerikanischen Gesundheitskonzern zum Billigpreis zu verschleudern, damit dieser aus Tempelhof eine exklusive Privatklinik mit eigenem Flugplatz machen könne. 

( Beim Verkauf der Bankgesellschaft hatte die Europäische Kommission dem Land Berlin 
zur Bedingung gemacht, dass es zu einem „diskriminierungsfreien Verkauf der Berliner Sparkasse“ kommen müsse, d.h. dass unter Umständen die Berliner Sparkasse auch einen privaten Bieter, wenn er das attraktivste Angebot macht, hätte verkauft werden müssen. Nur unter dieser Bedingung sicherte die EU zu, dass sie ihre Attacken gegen das gesamte deutsche Sparkassenwesen einstellen würde. Rot-Rot hat gegen alle Widerstände ein solches diskriminierungsfreies Bieter- und Verkaufsverfahren abgesichert, in dessen Ergebnis das beste Angebot vom Deutschen Sparkassen- und Giroverband kam, so dass die Berliner Sparkasse im Sparkassensystem blieb und das gesamte deutsche Sparkassenwesen gerettet werden konnte. Gegen diese Strategie sind vor allem die Berliner Grünen Amok gelaufen, sie wollten immer wieder, dass Rot-Rot vereinbarungsfremde Verkaufsbedingungen aufstellt, was alles in der Endkonsequenz dazu geführt hätte, dass die EU das Verkaufsverfahren und –ergebnis nicht abgesegnet hätte, was auch das Aus des gesamten deutschen Sparkassensystems gewesen wäre. Ähnliche Forderungen kamen übrigens auch aus der Bundespartei DIE LINKE und vom damaligen Vorsitzenden Oskar Lafontaine, und es kostete DIE LINKE in Berlin viel Kraft, sich gegen diese innerparteiliche Besserwisserei zu behaupten.

( In der Auseinandersetzung im Zusammenhang mit dem S-Bahn-Chaos fordert die vereinigte Opposition seit längerem, die Berliner S-Behan zu zerschlagen und den Verkaufsauftrag an mehrere (private) Unternehmen zu übergeben. Das würde – wie viele Experten übereinstimmend prognostizieren – zu erheblichen Störungen des einheitlichen und aufeinander abgestimmten Berliner Verkehrssystems führen, doch nach wie vor verfolgen vor allem die Grünen diesen Plan.        

( Ebenso erbittert war der Widerstand bei der Schulstrukturreform, vor allem bei der Abschaffung der Hauptschule, bei der Bildung von Gemeinschaftsschulen, beim Ausbau der Sekundarschulen mit wichtigen Elementen der Gemeinschaftsschule, beim neuen Aufnahmesystem für die Gymnasien usw. Während CDU und FDP Fundamentalwiderstand übten, krittelten die Grünen an dieser oder jener Detailfrage und beförderten so – vor allem im alten Westberlin – die verbreitete Reformabwehr bei Lehrern und Eltern. 

( Schaut man sich ein Vierteljahr vor den Berlinwahlen mögliche künftige Regierungskonstellationen an, so ist die Gefahr eines roll back relativ hoch, zumal eine SPD in einer anderen Regierungskonstellation kein Garant ist, dass erfolgreiche Wege auch fortgesetzt werden. 
( Zurzeit scheint es ein Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen der SPD und den Grünen zu geben. Gewinnt die SPD dieses Rennen, scheint – vorausgesetzt, dass es zur Fortführung von Rot-Rot nicht reichen würde – eine rot-grüne Landesregierung im Bereich des Wahrscheinlichen. Aber auch eine solche wäre kein Garant für Kontinuität, denn nach allen Prognosen wären die Grünen in etwa gleich stark und deren eher neoliberalen Positionen in zentralen Fragen haben sie ja ausgiebig unter Beweis gestellt. 

( Käme es zu einem Wahlsieg der Grünen, gäbe es – wieder unterstellt, dass Rot-Rot keine Mehrheit mehr haben würde – wahrscheinlich die Konstellation Grün-Rot nicht. Die Grünen wären aber – wie ihre Spitzenkandidatin Renate Künast sagte – sofort bereit, mit der CDU als Juniorpartner in eine Koalition zu gehen, wenn es nur irgendwie rechnerisch reichen würde. Längst hat Grün-Schwarz den Alternativcharakter von Feuer und Wasser verloren, weil sich die Klientel beider Parteien immer mehr ähnelt. Es fällt seit längerem im Abgeordnetenhaus auf, dass selbst die früheren unversöhnlichen Gegensätze in der Sicherheitspolitik immer öfter durch die Grünen unter dem Deckel gehalten werden. Das heißt, die Bereitschaft der Grünen, nun endlich zu regieren und in einer Koalition die Führungsrolle innezuhaben, würde ganz schnell – wie in Hamburg oder in Bremen – die Folge haben, dass sie frühere Prinzipien – um derentwillen sie aber von vielen gewählt werden – über Bord werfen. Also genauso wie in der rot-grünen Bundesregierung, wo Hartz IV, die Kriegseinsätze der Bundeswehr und die Übergabe der Finanzmärkte an die Hedgefonds – was alles unter Helmut Kohl nicht denkbar gewesen wäre! – im Handstreich von den Grünen mit beschlossen und durchgesetzt wurde…

( Aber im Hintergrund baut sich noch eine Option auf – eine erneute Große Koalition, aber diesmal von der SPD geführt. Das gilt aber wohl nur für den Fall, dass die Grünen stärker als die SPD werden und Anspruch auf die Funktion des Regierenden Bürgermeisters erheben würden. Sollte die Berliner SPD-Spitze dann diesen „Plan B“ in der eigenen Partei durchboxen können (und wenn es um machtpolitische Optionen geht, sind auch die SPD-Linken zuerst der SPD-Macht verpflichtet), wäre wohl vor allem ein sozialpolitisches roll back – scheinlegitimiert mit haushaltspolitischen Nöten – wahrscheinlich.

( Unter all diesen Aspekten kommt es jetzt bei der LINKEN darauf an, die eigenen Erfolge ebenso zu verdeutlichen wie das „Was wäre, wenn?“. Nur, wenn es uns gelingt, ein Wahlergebnis zu erzielen, das den Umfragewerten des letzten Jahres (15 – 17 Prozent) entspricht, könnte es zur Fortführung von Rot-Rot kommen, und die Gefahr eines rot-grünen oder grün-schwarzen oder rot-schwarzen roll back wäre gebannt…              
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